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s sind schon gewaltige Her aus -
forderungen, vor denen unser
Land und unsere Volkswirt -

schaft mit Blick auf die Verkehrsinfra -
struktur in Zukunft stehen. Dabei wir-
ken die im Koalitionsvertrag zwischen
CDU/CSU und SPD vereinbarten zu -
sätzlichen fünf Milliarden Euro sehr
po sitiv.

So steigt gegenüber 2014 die Ver -
kehrsinvestitionslinie im Jahr 2015 um
352 Millionen Euro auf 10,8 Milliar -
den Euro an und bis 2017 werden wir
ein Rekordniveau von knapp 12 Mrd.
Euro erreichen. Das entspricht im
Schnitt einer halben Milliarde Euro
pro Jahr mehr für die Verkehrsinfra -
struktur in Deutschland. Sachlich ge -
sehen ist das eine sehr positive Ver -
stetigung der Investitionslinie.

Aber – das muss mit Blick in die Zu -
kunft auch gesagt werden – allein für
die Erhaltung und Sicherung der Be -
standsnetze fehlen Milliardenbeträge.
Blicken wir einmal zurück auf den
Zeitraum von 2001 bis 2013: In die-
sen zwölf Jahren gab es bei den Be -
standsnetzen einen Gesamtbedarf
von 83 Milliarden Euro. Rund 60 Milli -
ar den Euro sind in diesem Zeitraum
tatsächlich investiert worden. Bei aller
berechtigten Kritik an diesem Defizit
muss auch aber auch angeführt wer-
den, dass in dieser Zeit tatsächlich
auch enorm viel investiert worden ist
und dass eine Haushaltskonsoli die -
rung nach den Jahren der weltweiten
Finanz- und Wirtschaftskrise zwin-
gend erforderlich war. Mit der Kon so -
lidierung hat die unionsgeführte Bun -
desregierung jetzt mit dem ersten
Haus haltsausgleich nach 45 Jahren
ein ganz herausragendes Ergebnis er -
reicht.

Es bleibt die Perspektive, durch Op -
tionen in der zukünftigen Haushalts -
finanzierung oder in der Nutzerfinan -
zierung Mehreinnahmen zu erzielen.

Vor allem bewahren wir durch eine
gut aufgestellte Infrastruktur die
Wett bewerbsfähigkeit unserer Volks -
wirtschaft. Deshalb kann es nur unser
Ziel sein, im internationalen Ranking
nicht weiter zurückzufallen, sondern
diesen so wichtigen Standortfaktor
er neut zu stärken.

Deutschland ist das große Drehkreuz
für den Personen- und Güterverkehre
in Europa, Logistik -
weltmeister und
Wachstumsmotor.
Die Erfüllung des
Anspruchs, dass das
so bleibt, verlangt
auch im Hinblick auf
den prognostizier-
ten Verkehrsmen -
gens aufwuchs in
den nächsten Jah -
ren eine verbesserte
Mittelausstattung.

Die Bemautung aller
Bundesstraßen wird
in Zukunft dazu bei-
tragen. Ferner weist
der Bundeswirt -
schaftsminister auf
den Einsatz privaten
Kapitals hin; das ist
in der Tat ein sehr
diskussionswürdiger
Vorschlag. Aktuell
bleibt es aber dabei:
Wir verfügen ers -
tens über zu wenige
Investitionsmittel,
und zweitens ist
und bleibt für uns die Öffentlich-Pri -
vate-Partnerschaft eine starke Option.
Da schauen wir aktuell auf den
Ausbau der A 9 in Thüringen mit einer
Bauzeit von nur knapp drei Jahren.
Wir können das überall beobachten:
ÖPP-Projekte im Straßenbau gehen
deutlich schneller vonstatten. Das
schafft volkswirtschaftlichen Nutzen.
Genau darauf kommt es an.

Dies ist auch eine Forderung, die von
Verbändeseite immer wieder an uns
herangetragen wird. 

Das sieht beispielsweise auch das
Deut sche Verkehrsforum so und
schreibt in einer Veröffentlichung:
„Nur den Zinsnachteil von privaten
Un ternehmen gegenüber der öffentli -
chen Hand zu betrachten und aus die -
sen höheren Finanzierungskosten die

Unwirtschaftlichkeit
von ÖPP-Pro jekten
abzuleiten, ist pole-
misch und falsch.“
Vielmehr seien alle
Effekte einzubezie-
hen: die Qua  lität, die
Bauzeit, die Folge -
kos ten über den ge -
samten Le bens zyklus
sowie ferner der
volks wirtschaftliche
Nutzen. 

Folglich be steht mit
dieser Be schaf fungs -
variante die Chance,
in der lau fenden Le -
gislatur periode netto
mehr für unsere Ver -
kehrs anlagen zu er -
reichen. Darüber hin-
aus sind bei dringend
notwendigen Erhal -
tungs  in vestitio nen
für Autobahn brü -
cken und Bun des -
stra ßen Beschleu ni -
gungs verfahren sehr
sinnvoll. Ich nenne

als Beispiel die Brücke auf der Auto -
bahn 1 bei Lever kusen. Die Ver ein -
barung zwischen NRW-Lan des ver -
kehrs minister Groschek und Bun des -
ver kehrsmi nister Dobrindt zum be -
schleunigten Bau, spart möglicherwei -
se anderthalb Jahre. Mit Blick auf den
Verkehrsfluss im Raum Köln und die
entstehenden Staukosten eine bemer-
kenswerte und richtige Entscheidung.

Der Haushalt für Verkehr und digitale Infrastruktur 2015
Von Reinhold Sendker, MdB

E

Reinhold Sendker ist seit 2009 Mitglied
des Deutschen Bundestages und dort
stellvertretender Vorsitzender des Aus -
schuss für Verkehr und digitale Infra -
struktur sowie stellvertretendes Mitglied
im Ausschuss für Ernährung und Land -
wirtschaft. Er ist Berichterstatter für den
Verkehrshaushalt und Finanzierungs fra -
gen und Länderbericht erstatter für den
Bundesverkehrswegeplan in Nordrhein-
Westfalen. 

Foto: © Reinhold Sendker / 
Werbeagentur Gassner.



Ein weiteres wichtiges Thema ist die
Verbesserung der Transparenz in der
haushalterischen Erfassung. Hier lei-
stet die Verkehrsinfrastruktur finan -
zierungsgesellschaft, die VIFG, in der
Bewirtschaftung der Lkw-Mautmittel
mit tagesaktuellen und projektbezo-
genen Informationen, die wir sonst
nirgendwo bekämen, sehr gute Ar -
beit. Überlegungen, auch die Ver -
kehrs investitionsmittel aus dem regu-
lären Bundeshaushalt über die VIFG
bewirtschaften zu lassen, ist ein inter-
essanter Gedanke.

Mit dem vorliegenden Etatentwurf
2015 setzen CDU/CSU und SPD zu -
dem weitere wichtige Akzente mit

denen der Verkehrsetat weiter
gestärkt wird. So haben wir die Mittel
im Bereich Lärmschutz im Rahmen
des parlamentarischen Verfahrens
noch einmal erhöht. Des Weiteren
fördern wir den Bau von Radwegen
und stärken das Breitbandbüro des
Bundes. Das Breitbandbüro kann da -
mit insbesondere die Informations -
arbeit für die Entscheidungsträger in
den Kommunen vor Ort vorantreiben. 

Das ist ein aktiver Beitrag des Bundes
zum Breitbandausbau. Auch im Be -
reich der Verkehrssicherheit wolIen
wir ein positives Zeichen setzen und
erhöhen auch hier die Haushalts -
mittel. Insbesondere vor dem Hinter -

grund steigender Zahlen bei den
Verkehrstoten ist dies ein wichtiges
Signal.

So ist zusammenfassend festzustellen:
Erstens: Der Haushalt für Verkehr und
digitale Infrastruktur ist nach wie vor
mit Abstand der größte Investitions -
haushalt des Bundes. Zweitens: Der
Koalitionsvertrag hat der Infrastruktur
weitere Mittel zugeführt. Und drit-
tens: Um der vorhandenen Unter -
finan zierung wirkungsvoll entgegen-
zutreten, ist es wichtig auch weiterhin
mit Nachdruck Minister Dobrindt
beim Einwerben zusätzlicher Investi -
tions- und Finanzmittel zu unterstüt-
zen.

Leitartikel
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Sicheres und nachhaltiges Bauen mit EU-Recht vereinbaren
undesbauministerin Barbara
Hendricks hat den Ländern
Unterstützung bei der Um -

setzung des EuGH-Urteils zu Bau -
produkten zugesagt. „Der Bund ist
bereit, die Länder mit seinem Sachver -
stand zu unterstützen und auch die
notwendigen Verfahren auf den Weg
zu bringen“, erklärte Hendricks am
13. November bei einem Symposium
zur EU-Bauproduktenverordnung in
Berlin. Am 16.10.2014 hatte
der Euro päische Gerichtshof
die Praxis der Länder, in einer
Liste Zusatzanfor derungen an
CE-gekennzeichnete Baupro -
dukte aufzustellen, für euro-
parechtswidrig erklärt (Rs. C-
100/13).

Hendricks betonte: „Es ist
jetzt klar, dass wir in Deutsch -
land von unmittelbar produkt-
bezogenen Zusatzanfor de run -
gen und verpflichtenden na -
tionalen Zulassungen weg-
kommen müssen. Hier müs-
sen wir eng mit der Euro -
päischen Kommission zusam -
men  arbeiten. Genauso wich-

tig ist es aber auch, dass wir gegenü-
ber der Kommission darauf bestehen,
dass die vielen bekannten Mängel
und Lücken in der europäischen
Harmoni sierung von Bau produkten
jetzt rasch beseitigt werden. Das
wichtigste ist für mich, dass wir in
Europa und in Deutschland die
Errungenschaften eines sicheren und
nachhaltigen Bau ens bewahren und
ausbauen.“

Die Ministerin betonte, dass es keine
Zweifel an der deutschen Zielsetzung
geben dürfe, in jeder Hinsicht europa-
rechtskonform vorzugehen. Berück -
sichtigt werden müsse allerdings
auch, dass das Urteil sich auf die alte
Bauproduktenrichtlinie (89/106/EWG)
bezieht. Inwieweit seine Aus sagen
auch in Bezug auf die seit 1. Juli 2013
geltende neue Bauprodukt en ver ord -
nung gelten, müsse gründlich und in

Ruhe untersucht werden. 

Hendricks bot an, gemeinsam
mit den Ländern den mit
Kommission und Wirtschaft
aufgenommenen Ge sprächs -
faden konstruktiv weiterzu-
führen.

Auch ein möglicher Hand -
lungs bedarf auf Bundesebene
werde gründlich geprüft. Bau -
staatssekretär Gunther Adler
bekräftigte das Angebot an
die Länder auch auf der zeit-
gleich stattfindenden 126.
Bau  ministerkonferenz in
Chem  nitz.

(BMUB)

B

Dr. Barbara Hendricks. Bundesministerin für Umwelt, Naturschutz,
Bau und Reaktorsicherheit. 

Foto © Bundesregierung/Sandra Steins



Die gesamtschuldnerische Haftung
Positionspapier des BDB Baden-Württemberg
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er nach dem Werkver trags -
recht geschuldete Gesamter -
folg für ein mängelfreies Bau -

werk erlaubt es dem Auftraggeber, im
Falle des Auftretens von Mängeln
oder Schäden nach dem Prinzip der
gesamtschuldnerischen Haftung ge -
mäß BGB aus dem Kreis der eventuell
in Frage kommenden Verantwort -
lichen beliebig einen herauszugreifen
und gegen ihn Haftungsansprüche zu
stellen. Dies ist in der Praxis dann weit
überwiegend der Architekt oder Inge -
nieur.

Rechtliche Ausgangslage

Die Rechtsprechung  hat dieses Vor -
gehen bestätigt. Bereits im Jahre
1965 hat der Bundesgerichtshof
(BGH) in einem grundlegenden Urteil
(BGHZ 43,227 ff.) festgestellt, dass
der Architekt / Ingenieur und Bau -
unternehmer im Hinblick auf die
geschuldete Leistung in einer engen
rechtlichen Zweckgemeinschaft ver-
bunden sind. Es sei ein Gesamtschuld -
verhältnis anzunehmen, in dem beide
gemeinsam wegen eines zu vertreten-
den Mangels am Bauwerk auf Scha -
den ersatz wegen Nichterfüllung haf-
ten. Dies gilt laut BGH auch dann,
wenn Planer und Bauunternehmer
nicht die gleiche Gewährleistung in
Geld schulden, da von dem einen der
Schadenersatz und vom anderen die
Nachbesserung gefordert wird.

Diese Rechtsauffassung ist durch jün-
gere BGB-Urteile bestätigt worden.
Gleichzeitig wurde auch festgestellt,
dass es dem Auftraggeber freistehe,
an welchen der beiden Gesamt -
schuldner er sich halte.

Haftung trifft in der Praxis
Architekten und Ingenieure

Nachdem Mängel und Schäden meist
erst dann festgestellt werden, wenn
das Bauwerk bereits fertiggestellt ist,

ist der Architekt / Ingenieur derjenige,
der die Aufgabe der Verfolgung der
Mängelbeseitigung zu erledigen hat,
da diese meistens die einzigen für den
Auftragnehmer leicht und bequem
greifbaren Beteiligten im Bauge -
schehen sind.

Darüber hinaus haben nach den ein-
schlägigen Berufsordnungen der Ar -
chi tekten und Ingenieure diese als
einzige am Bau Beteiligte zwingend
Berufshaftpflichtversicherungen ab -
zuschließen. Gerade bei größeren
Schäden ist es also für den Auftrag -
geber naheliegend und allzu bequem,
den Architekten oder Ingenieur auch
für Ausführungsmängel der Bau fir -
men in Haftung zu nehmen, obwohl
Architekten und Ingenieure ihre eige-
ne Leistung schon lange abgeschlos-
sen haben.

Regressansprüche oft nicht
durchsetzbar.

Die Praxis im Baugeschehen zeigt
auch häufig, dass Regressansprüche
gegenüber bauausführenden Un -
ternehmern, auch wenn sie für die
Mängel und Schäden nahezu aus-
schließlich verantwortlich sind, nicht
mehr durchgesetzt werden können.
Dabei sind insbesondere die Fälle, in
denen die bauausführenden Unter -
nehmer bzw. deren Subunternehmer
bereits Insolvenz angemeldet haben

oder die Gewährleistungsfristen bei
ihnen ausgelaufen sind, von erheb-
licher Bedeutung. Die Auswirkungen
sind eine nicht gerechtfertigte und
überproportionale Belastung der Ar -
chitekten und Ingenieure.

Auswirkungen existenz -
bedrohend

Die wirtschaftlichen Auswirkungen
dieser nicht zu vertretenden überpro-
portionalen Belastung der Architekten
und Ingenieure als in der Regel klein-
und mittelständisch orientierte Büro -
einheiten sind dramatisch und kön-
nen sogar existenzbedrohend sein.
Die Prämien der Berufshaftpflicht -
versicherungen werden durch diese
Schäden exorbitant stark belastet und
erhöhen im erheblichen Umfange die
Kosten der Büros. Zudem ist in der
Regel kostenintensive Rechtsberatung
und -beistand sowie Zuarbeit für den
Rechtsstreit, ggf. auch im Falle der
Zahlungsverweigerung durch die ei -
gene Berufshaftpflichtversicherung,
notwendig. Teilweise gehen die Ver -
sicherungen so weit, sich ganz aus
dem Bereich der Berufshaftpflicht
zurückzuziehen und alle bestehenden
Verträge zu kündigen, wie das Bei -
spiel eines namhaften Großversiche -
rers im Jahre 2012 gezeigt hat.

Diese Auswirkungen verschlechtern
auch das Rating der Büros bei Ban -
ken, so dass die Kreditgewährung ein-
geschränkt bzw. nur zu schlechteren
Konditionen möglich ist. Schließlich
entstehen auch bei Verkauf oder
Übernahme von Planungsbüros nega-
tive Auswirkungen, wenn Haftungs -
fälle den Bürowert negativ beeinflus-
sen. In Einzelfällen ist sogar bekannt
geworden, dass Erben von freiberuf-
lich tätigen Architekten und Ingenieu -
ren aufgrund späterer Ansprüche von
Auftraggebern aus der gesamtschuld-
nerischen Haftung heraus in existenz-
bedrohende Situationen gelangt sind.

D



Denn bis der Haftungsfall nach Jahren
bekannt wird, sind die Fristen zur
Aus schlagung der Erbschaft (6 Wo -
chen-Frist) längst abgelaufen.

Heftige Kritik

Bereits auf dem 3. Baugerichtstag im
Mai 2010 in Hamm wurde die
gesamtschuldnerische Haftung the-
matisiert und nach Lösungsmög -
lichkeiten gesucht, um die überpro-
portionale Belastung der Architekten
und Ingenieure im Vergleich zu den
bauausführenden Unternehmern zu
beseitigen. Ergebnis der Beratungen
des Baugerichtstages war auch die
Einberufung der „Arbeitsgruppe Bau -
vertragsrecht“ im Bundesministerium
der Justiz, die Anfang 2011 ihre Ar -
beit aufgenommen hatte. Eine von
der Bundesarchitekten kammer und
Bundesingenieur kam mer geforderte
Unterarbeitsgruppe hat darüber hin-
aus zusätzliche The men aufgegriffen,
die insbesondere das Ingenieur- und
Architektenver tragswerk betreffen.
Dabei spielte Die Praxis im Bauge -
schehen zeigt auch häufig, dass
Regressansprüche ge genüber bauaus-
führende Unterneh mer, auch wenn
sie für die Mängel und Schäden nahe-
zu ausschließlich verantwortlich sind,
nicht mehr durch gesetzt werden kön-
nen. Dabei sind insbesondere die
Fälle, in denen die bauausführenden
Unternehmer bzw. deren Subunter -
nehmer bereits Insolvenz angemeldet
haben oder die Gewährleistungs -
fristen bei ihnen ausgelaufen sind,
von erheblicher Be deutung. Die Aus -
wirkungen sind eine nicht gerecht -
fertigte und überproportionale Be -
lastung der Architekten und Inge -
nieure.

In ihrem Abschlussbericht vom 18. Juli
2013 wird unter der Nummer 13.5
„Gesamtschuldnerische Haftung von
Architekt / Ingenieur mit dem bauaus-
führenden Unternehmer“ festgehal-
ten: „Die Arbeitsgruppe sieht die
Möglichkeit, dass die überproportio-
nale Belastung der Architekten / In -
genieure, die aus der gesamtschuld-
nerischen Haftung mit dem bauaus-

führenden Unternehmer folgt, durch
weitere gesetzgeberische Maßnah -
men, insbesondere im Bereich der
Absicherung des Bestellers durch den
Unternehmer, reduziert werden
kann.“

Damit erkennt selbst die Arbeits -
gruppe die grundsätzliche Ungleich -
behandlung zum Nachteil der Archi -
tekten und Ingenieure an und schlägt
gesetzgeberische Maßnah men zur
Beseitigung oder zumindest zur Red -
uzierung dieses Ungewichts vor, so
dass ein Interessensausgleich zwi-
schen Architekten / Ingenieuren einer-
seits und Bauunternehmern anderer-
seits erreicht werden kann. 

Dabei wurden folgende Lösungs mög -
lichkeiten diskutiert:

1. Abschaffung der gesamtschuldne-
rischen Haftung der am Bau
Beteiligten

2. Versicherungspflicht der Bauunter -
nehmer

3. Absicherung durch eine vom Un -
ternehmer zu stellende Sicherheit

4. Einschränkung der gesamtschuld-
nerischen Haftung durch Regelung
der Rangfolge der Inanspruch -
nahme

5. Nach derzeitigem Sachstand ist
bedauerlicher Weise keine Än -
derung der untragbaren Haftungs -
situation der Architekten und
Ingenieure umgesetzt worden, so
dass die negativen Auswirkungen
im beschriebenen Umfang weiter-
hin feststellbar sind.

Der BDB-Baden-Württemberg als mit-
gliederstarker Verband von Ar chi       tek -
ten und Ingenieuren im ZBI fordert die
Bundesregierung auf, unverzüglich
tätig zu werden und geeignete Maß -
nahmen zu ergreifen, um die Ab -
schaffung bzw. Abmil derung der
nicht vertretbaren Lasten durch die
gesamtschuldnerische Haftung am
Bau Beteiligter zum Nachteil der
Architekten und Ingenieure zu er -
möglichen.

(BDB BW)
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Reformkommission
Großprojekte

Wir müssen die Digitalisierung des
Bauens beschleunigen, um Groß -
pro jekte schneller, sicherer und risi-
koärmer zu realisieren. Dazu ist die
Im plementierung von Building-In -
forma tion-Modeling (BIM)-Pro zes -
sen ein sehr wichtiges Element. Es
ist höchste Zeit, die Effizienz poten -
ziale dieser Innovation zu nutzen
und die Pro zesse in der Wert -
schöpfungskette Bau darauf auszu-
richten. Mit diesem Ap pell richtete
sich der Präsident des Hauptver -
bandes der Deutschen Bau industrie,
Prof. Thomas Bauer, im Vor feld der
Sitzung der Reform kom mission
„Bau von Großpro jekten“ in Berlin
an alle Baube teiligten. Bauer kün-
digte hierzu die Gründung der Platt -
form „Digitales Bauen, Planen und
Betreiben“ an, die sein Ver band mit
vielen Part nerverbänden der Wert -
schöp fungs ke tte Bau, insbesondere
den Planern, Architekten und dem
Bau gewerbe sowie der Initiative
buil dingSMART angeschoben hat.

Auch beim Risikomanagement bei
Großprojekten sieht Bauer erste
positive Ansätze. „Die jetzt zu dis -
kutierenden Lösungsansätze, wie
u.a. die verbindliche Einführung
eines systematischen Risikoma nage -
 ments zur Iden ti fizierung und Ana -
lyse einzelner Ri siken, die Selbst -
verpflichtung der öffent lichen Auf -
traggeber, ohne ein projektspezifi-
sches Risikomanage ment keine
Haushaltsmittel mehr zur Verfü -
gung zu stellen sowie die verpflich-
tende Durchführung von Wirt -
schaftlich keitsuntersuchungen wei-
sen in die richtige Richtung, müssen
aber noch auf ihre Praxis taug lich keit
ge prüft werden,“ er läuterte Bauer.
Konkret schlägt er die Bil dung einer
gemeinsamen Arbeits gruppe von
Bundes finanz- und -verkehrsmini-
sterium vor, da mit ressortübergrei-
fende Vor schlä ge zügiger realisiert
werden können.

(www.bauindustrie.de)



Experten bewerten Bahnreform als erfolgreich
Positive Bilanz auf dem Ingenieurtag des Verbandes Deutscher Eisenbahn-Ingenieure (VDEI)
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ie Regionalisierung des ÖPNV
ist die Erfolgsgeschichte der
Bahnreform. Regionalverkehr

und Öffentlicher Personennahverkehr
sind heute so gut wie nie zuvor. Allein
von 2002 bis 2011 sei die Ver kehrs -
leistung im Schienenpersonennah -
verkehr bundesweit um 33,5 Prozent
gestiegen, die Zugauslastung habe
sich um fast 20 Prozent erhöht, dar-
auf wies  Hessens Verkehrsminister
Tarek Al-Wazir auf dem diesjährigen
Ingenieurtag des Verbandes Deut -
scher Eisenbahningenieure hin. Dort
zogen hochrangige Referenten unter
dem Motto „20 Jahre Bahnreform –
quo vadis?“ Bilanz, ob und in wel-
chen Bereichen die gewünschten
Erfolge eingetroffen sind und wo
künftig noch Verbesserungen not-
wendig sind. 

Unter der Regie der Länder hat sich
der Öffentliche Personennahverkehr
in den vergangenen 20 Jahren erheb-
lich verbessert. Heute sei fast das
gesamte rollende Material moderni-
siert, immer mehr Bahnhöfe seien
barrierefrei, verbundweite Nutzung
von Tickets und aktuelle digitale
Fahrgastinformationen seien selbst-
verständlich. „Wir werden dieses An -
gebot aber kaum aufrechterhalten
können, wenn der Bund sich weiter
aus der finanziellen Verantwortung
schleicht“, sagte der Minister. Er wies
darauf hin, dass dessen ÖPNV-Zuwei -
sungen an die Länder, die sogenann-
ten Regionalisierungsmittel, sind seit
2002 um 6,56 Prozent gestiegen sind,
die weitgehend der Deutschen Bahn
zufließenden Kosten für die Infra -
struk turnutzung jedoch um 28,8 Pro -
zent. 

„Es ist absurd, dass der Bund nun die
Regionalisierungsmittel für das Jahr
2015 sogar einfrieren möchte; zumal
maßgebliche Kostensteigerungen ihm
als Gewinne der Deutschen Bahn AG
selbst zugutekommen. Der Bund

muss seiner Verantwortung für den
ÖPNV als ökologischer Alternative
zum motorisierten Individualverkehr
gerecht werden. Dazu muss er die
Regionalisierungsmittel auf den gut-
achterlich nachgewiesenen Bedarf
von 8,5 Milliarden Euro bundesweit
aufstocken und sie jährlich verlässlich
anpassen.“

Klaus Vornhusen, Konzernbe voll -
mäch tiger der DB AG für das Land
Hessen, bezeichnete die Bahnreform
als gute politische Entscheidung für
den Schienenverkehr in Deutschland
und als einzigartige Chance für das
neu gegründete Unternehmen DB
AG: „Die Mitarbeiter der DB haben
die unternehmerische Neuaus rich -
tung genutzt, um die Deutsche Bahn
zu sanieren und für den Wettbewerb
in geöffneten Märkten fit zu machen.
Ergebnis ist ein solide aufgestelltes
und nachhaltig erfolgreiches Unter -
nehmen.“ Seit der Bahnreform sei in
Deutschland der Schienenpersonen -
verkehr um 36 Prozent, der Schienen -
güterverkehr sogar um 58 Prozent
gewachsen. 

Angesichts der internationalen Prä -
senz von Kunden und Wettbe wer -
bern habe sich die Inter nationali -
sierung der DB als zwingend erwie-
sen. Als Beispiel nannte Vorn husen
das System „Automotive Rail Net“ von
DB Schenker, das Hersteller und
Lieferanten der europäischen Auto -
mobilindustrie nutzen, um mit täglich
250 Zügen grenzüberschreitend Ab -
satzmärkte und Produktions stätten zu
verbinden. 

Den Aufwärts trend wolle die DB AG
mit der Strategie DB2020 nachhaltig
machen und auf einer stabilen deut-
schen Basis das weltweit führende
Mobilitäts- und Logistikunternehmen
werden, so Vornhusen. Ziel sei, eben-
so Top-Ar beitgeber, wie Umwelt-
Vorreiter und profitabler Marktführer

mit zufriedenen Kunden zu sein.
Allerdings dürften verschärfte ord-
nungspolitische Rahmenbedingungen
für die Schiene in Deutschland nicht
zur kostenträchtigen Belastung im
Wettbewerb werden. Vornhusen
zeig te sich zuversichtlich, dass mit der
gegenwärtig anstehenden Weichen -
stellung die Erfolge der Bahnreform
fortgeschrieben werden können. 

Andreas Schwilling, Partner im Com -
petence Center Transportation bei
Roland Berger Strategy Con sultants
GmbH, bestätigte den An stieg in den
Bereichen Verkehrsleis tung und fügte
hinzu, dass der jährliche Mittelbedarf
des Bundeshaus haltes für Eisen bah -

D

Tarek Al-Wazir, Hessischer Minister für Wirt  schaft,
Energie, Verkehr und Landesentwicklung.



nen in Deutsch land um ca. vier Mrd.
EUR gesenkt worden sei. Damit sei
eine deutliche Entlastung des Bundes -
haushaltes er reicht worden, so
Schwil ling weiter. Auch die umwelt-
politischen Ziele der Bahnreform sah
Schwilling mit einer durchschnitt-
lichen Senkung des relativen CO2-
Ausstoßes um 40 Prozent seit 1994
als erreicht an. 

Dirk Flege, Geschäftsführer der Alli -
anz pro Schiene, plädierte dafür, mehr
Geld für die Schieneninfrastruktur  zu
investieren und eine Kompensation
der EEG-Mehrbelastung durch den
Ausgleich bei der Stromsteuer anzu-
streben. „Um Chancengleichheit zwi-
schen Schiene und anderen Verkehrs -
trägern zu gewährleisten, muss eine
Fernbusmaut eingeführt werden und
es müssen die gleichen Fahrgast -
rechte herrschen“, bekräftigte Flege.

Hintergrund zur Bahnreform:

1993 sah sich das Eisenbahnwesen in
Deutschland in einer Sackgasse. Der
Marktanteil der Wettbewerber im Per -
sonenverkehr war auf zwei Prozent,
im Schienengüterverkehr sogar auf
ein Prozent pro Tonnenkilometer
gesunken. Die Instandhaltung der
Eisenbahnen in Deutschland kosteten
den Bund ca. 20,5 Mrd. Euro jährlich.
Die Umweltbilanz wies mit einem
CO2-Ausstoß von 110g je Passagier -
kilometer im Personenverkehr bzw.
38g pro Tonnenkilometer im Güter -
verkehr keine befriedigenden Ergeb -
nisse auf. Da ein weiterer Rückgang
des Marktanteils der Schiene drohte
und Experten ein erhebliches Ver -
kehrs wachstum durch die Osterwei -
terung und europäische Integration
erwarteten, waren sich die Politiker
parteipolitisch einig, dass eine umfas-

sende Reform nötig war, damit das
System Bahn den vorliegenden An -
forderungen gerecht werden konnte.
Die Ziele der Bahnreform waren den
Schienenverkehr zu stärken, den Bun -
deshaushalt zu entlasten und die
Umweltaspekte zu verbessern. 

Als Erfolg der Bahnreform kann ver-
zeichnet werden, dass der relative
CO2-Ausstoß 2012 auf 68g je Passa -
gierkilometer im Personenverkehr
bzw. 22g pro Tonnenkilometer im
Güter verkehr gesenkt wurde. Die
Instandhaltungskosten der Eisen bah -
nen in Deutschland betrugen 2013
nur noch 16,7 Mrd. Euro jährlich.

Der Marktanteil der Wettbewerber im
Personenverkehr lag 2013 bei 26 Pro -
zent, im Schienengüterverkehr bei 33
Prozent pro Tonnenkilometer.

(VDEI)
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nter dem Titel „Do Railways
need Engineers?“ diskutierte
die Union Europäischer Ei -

sen bahn-Ingenieur-Verbände (UEEIV)
in Wien über die Situation der Inge -
nieure bei den europäischen Eisen -
bahnen. Im Rahmen dieses Kon -
gresses wurde nachstehende Resolu -
tion verabschiedet:

Der Verminderung der Personale
tech nischer Fachrichtungen durch na -
türlichen Abgang wurde im Hin blick
auf Kostensenkungen nicht durch
entsprechende Neuaufnahmen ent-
gegengewirkt. Die Eisenbahnen lau-
fen Gefahr in naher Zukunft einem
gravierenden Ingenieurmangel ausge-
setzt zu sein.

Eine generelle Übersicht über die
Komplexität des Eisenbahn-Ingenieur -
wesens sollte dem zunehmenden

Unverständnis zwischen den Inge -
nieur disziplinen entgegenwirken, das
teilweise durch die wachsende Anzahl
von Schnittstellen bedingt ist.

Bereits jetzt mangelt es an Spezia -
listen für einige lebensnotwendige
Schnittstellen. Die höchst sensible
Schnittstelle Rad-Schiene wird bei
einigen Bahnen nur mehr durch Vor -
schriften abgedeckt.

Die Konferenz empfiehlt eine Über -
arbeitung der Pläne für die Eisen -
bahn-Ingenieurausbildung für alle
Studiengänge, von Universitäten bis
zu Fachschulen, um Verstehen und
Fachkenntnisse auch über die engen
Grenzen des Spezialistentums hinaus
zu erweitern.

Für eine Führungsrolle bei der Bahn
werden zusätzlich weitere Kenntnisse

rechtlicher und kaufmännischer Natur
benötigt. Entsprechende (Kurz-) Kurse
sollten die technische Ausbildung er -
gänzen.

Eisenbahningenieure arbeiten nicht
nur in Bahnunternehmungen sondern
auch in der zugehörigen Lieferin dus -
trie. Zur Unterstützung gegenseitigen
Verständnisses sollten diese Inge -
nieure an den entsprechenden Aus -
bildungsgängen teilhaben können.

Ingenieurkenntnisse und Erfahrungen
sind für die Bahnen unverzichtbar.
Eisenbahnunternehmen sind daher
aufgefordert, nicht nur ihre Pro -
gramme für Ausbildung und Perso -
nal entwicklung sondern auch jene für
die Rekrutierung und die Arbeits be -
dingungen für Ingenieure laufend zu
überdenken.

(UEEIV)

Brauchen die Eisenbahnen Ingenieure?
Resolution der Union Europäischer Eisenbahn-Ingenieur-Verbände (UEEIV)

U



Die Herausforderungen der Digitalen Agenda 
IfKom: Was Deutschland auf dem Weg in die digitale Zukunft erwarten darf
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ir müssen die Geschwin -
digkeit unseres Handels
erhöhen, formuliert der

neue EU-Kommissar für Digitale
Wirtschaft und Gesellschaft, Günther
Oettinger. Die Revolution vollziehe
sich schneller, als es viele Akteure in
Politik und Wirtschaft wahrhaben
wollen. Erst wenige Tage nominiert,
scheint der EU-Kommissar die Brisanz
und Dynamik der Digitalen Revolution
sofort erfasst zu haben. Auf der
Bundesversammlung der Ingenieure
für Kommunikation (IfKom) am 12.
und 13. September in Berlin sprachen
sich die Verbands- und Industrie -
vertreter dafür aus, den auf diesem
Gebiet neuen Akteur der EU-Kom -
mission nicht zu unterschätzen!

Hohe Erwartungen an die EU hat
auch Professor Michael Rotert, Vor -
standsvorsitzender von eco, dem Ver -
band der deutschen Internetwirt -
schaft. Er erhielt vor 30 Jahren die
erste E-Mail in Deutschland. Für ihn ist
der so genannte Multi-Stakeholder -
ansatz für die weitere Entwicklung
des Internet zielführend. Das heißt,
staatliche Akteure, Privatwirtschaft
und Zivilgesellschaft entscheiden in
international zusammengesetzten
Foren gemeinschaftlich über die
Verwaltung und Regulierung des
Internets. Im Übrigen äußert er sich in
der IfKom-Podiumsdiskussion zur
Bundesversammlung auch zur For -
derung nach einem flächendecken-
den Breitbandausbau. Dieser sei
unabdingbar für die Wirtschaft und
die Bürger und ohne zusätzliche
Finanzmittel und Förderprogramme
nicht zu realisieren. Diese Förderung
müsse jedoch intelligent erfolgen.
Den Firmen lediglich Geld in die Hand
zu geben, sei nicht das Mittel der
Wahl.

Deutschland dürfe auf dem Weg in
die digitale Zukunft auch die Arbeits -
marktsituation für Ingenieure nicht

aus den Augen verlieren, betont Lars
Funk, Leiter Beruf und Gesellschaft
des Vereins Deutscher Ingenieure
(VDI). Der VDI veröffentlich regelmä-
ßig eine Arbeitsmarktanalyse, die der-
zeit knapp 60 Tausend offene Stellen
gegenüber etwas weniger als 30
Tausend arbeitslosen Ingenieuren aus-
weist. Den Delegierten der IfKom-
Bundesversammlung erläutert er den
Nutzen des europäischen Berufsaus -
weises „engineering-card“, der die
Anerkennung des Berufsabschlusses
europaweit vereinheitlichen soll.
Hierzu sei gegenüber der EU-Kom -
mission noch Überzeugungsarbeit zu
leisten, da diese eine andere und für
Ingenieure eher ungeeignete Art der
Berufsanerkennung favorisiere.

Mit Bernhard von Rothkirch, Vor -
stands vorsitzender des Führungs -
kräfte verbandes DFK, konstatiert ein
erfahrener Industriemanager in der
IfKom-Bundesversammlung, wie sich
Arbeitsabläufe und auch Führungs -
kultur in den letzten Jahren verändert
haben und weiter verändern werden.
Was früher formalisiert hierarchische
Wege in einem Unternehmen ein-
nahm, könne heute dank moderner
Kommunikationstechnik schnell und
effizient bearbeitet werden.

Nicht nur die technische Vernetzung,
sondern auch die fachliche Zusam -
men arbeit prägen die Arbeit des
Zentralverbandes der Ingenieurver -
eine (ZBI). Der mit ca. 50.000 Mit -
gliedern zweitgrößte Ingenieurver -
band Deutschlands ist auch der
Dachverband für die IfKom. ZBI-
Vizepräsident Helmut Zenker betont
in der IfKom-Bundesversammlung die
gesellschaftspolitische Bedeutung sol-
cher Verbände. Hier werde kein
Industrielobbyismus betrieben, son-
dern ein fachlicher Beitrag zur
Meinungsbildung erarbeitet.

Die Parlamentarische Staatssekretärin
Brigitte Zypries hält in ihrem Beitrag
auf der IfKom-Bundesversammlung
die Digitale Agenda für eine gute
Basis einer nachhaltigen und sicheren
Vernetzung von Wirtschaft und Ge -
sellschaft. Sie untersetzt dies mit
Beispielen der Förderung der einhei-
mischen Wirtschaft und mit Plänen
zur Stärkung des Industrie- und
Produktionsstandortes Deutschlands.
Die Digitale Agenda weist vielfältige
Ansprüche aus, Deutschland auf Platz
1 im internationalen Vergleich zu
heben. Als Wachstumsland, als Ver -
schlüsselungsstandort oder bei der
Entwicklung von Datenschutz prin -

W

v.l.n.r.: Andreas Hofert (IfKom), Prof. Michael Rotert (eco-Vorstandsvorsitzender), Lars Funk
(VDI), Dr. Iris Henseler-Unger, Bernhard von Rothkirch (DFK-Vorstandsvorsitzender)



zipien. Die IfKom sehen zwischen
Anspruch und Ziel noch diverse
Handlungsbedarfe, die noch nicht in
Angriff genommen sind.

Als Nr. 1 im Markt der europäischen
Telekommunikationsanbieter will sich
die Deutsche Telekom nach den
Worten des Vorstands Dr. Thomas
Kremer positionieren. Der für Daten -
schutz zuständige Vorstand betont in
seiner Rede den akuten Bedarf an
Ausbildungs- und Studienplätzen für
Abwehrspezialisten in der Cyber-
Sicherheit. Als Träger der Hochschule
für Telekommunikation Leipzig richtet
die Deutsche Telekom einen Lehrstuhl
für Datenschutz und IT-Sicherheit an
der Hochschule ein. Der Rektor der
Hochschule, Prof. Dr. Volker Saupe,
betont in seinen Worten die Be -
deutung ständiger Innovation in den
Ingenieurstudiengängen.

Andreas Hofert, Moderator von
Podiumsdiskussion und Bundesver -
sammlung und Mitglied im IfKom-
Bundesvorstand, stellt zusammenfas-
send fest: Alle Redner sind sich über
die Herausforderungen der Digitalen
Agenda der Bundesregierung einig.
Die Zusammenführung aller relevan-
ten Themen ist im Prinzip ein richtiger
Ansatz, die Umsetzung muss jedoch
im Sinne der Wettbewerbsfähigkeit
des Standorts Deutschlands schnell
und entschlossen vorangehen. Die
Verbände werden dazu ihren fach-
lichen Beitrag leisten!

Über die IfKom:

Die Ingenieure für Kommunikation e.V.
(IfKom) sind der Berufsverband von
technischen Fach- und Führungs kräf -
ten in der Kommunikations wirt schaft.
Der Verband vertritt die Inte res sen sei-

ner Mitglieder – Inge nieure und Inge -
nieurstudenten sowie fördernde Mit -
glieder – gegenüber Wirt schaft, Politik
und Öffentlichkeit. Der Verband ist
offen für Studenten und Absolven ten
von Studiengängen an Universitä ten
und Hochschulen aus den Berei chen
Telekommuni kation und Infor ma  tions -
technik sowie fördernde Mit glieder.
Der Netz werk ge danke ist ein tragen-
des Element der Verbandsar beit. Ge -
rade Kom muni kationsinge nieu re tra-
gen  eine hohe Verantwor tung für die
Gesell schaft, denn sie be stimmen die
Bran  che, die die größten Verän de -
rungs prozesse nach s ich zieht. Die
IfKom sind Mit glied im Dachver band
ZBI – Zentral verband der Inge nieur ver -
eine e.V. Mit über 50.000 Mitgliedern
zählt der ZBI zu den größten In ge -
nieur verbänden in Deutschland.

(IfKom)

Ingenieure in der Wirtschaft

10 zbi nachrichten 5/6-14



Geodäten! Vernetzen! Deutschland! 
Kernkompetenzen zur Modernisierung der Verkehrsinfrastruktur
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ie Bundesregierung betont
in ihrem Koalitionsvertrag
„Deutschlands Zukunft ge -

stalten“ die Bedeutung der Infra -
struktur als Standortvorteil. Insbeson -
dere eine leistungsfähige Verkehrs -
infra struktur ist die Grundlage für die
Wettbewerbsfähigkeit unserer Volks -
wirtschaft. Es sollen deshalb besonde-
re Anstrengungen unternommen
wer den, um eine moderne, sichere
und leistungsstarke Verkehrsinfra -
struktur zu erhalten und auszubauen.

Dies erfordert zum einen Investitionen
– ein zentraler Bestandteil der Strate -
gie für nachhaltigen Fortschritt – und
zum anderen verlässliches Planen,
fundiertes Entscheiden und koordi-
niertes Handeln kompetenter Partner. 

Geodäten mit ihrer Querschnitts -
kompetenz, die von Vermessung über
Geoinformation und Wertermittlung
bis zum Landmanagement reicht, sind
ein verlässlicher Partner bei der Um -
setzung dieses gesellschaftspoliti-
schen Megathemas. 

In der Interessengemeinschaft Geo -
däsie bilden die Fachverbände BDVI,
DVW und VDV deshalb eine Allianz,
um zu wichtigen gesellschaftlichen
Fragen gemeinsam gegenüber Gesell -
schaft und Politik aufzutreten. Die
hohe gesellschaftliche und wirtschaft-
liche Bedeutung geodätischer Exper -
tise bei der Modernisierung der Ver -
kehrsinfrastruktur wird nachfolgend
anhand von 5 Kernkompetenzen dar-
gelegt. 

Gewusst wo –
Informationen lokalisieren
und konsistent verknüpfen

Zu Verkehrsinfrastrukturen liegen viel-
fältige Sachdaten vor, die sich auf
konkrete Orte beziehen. Diese Daten
werden in Geoinformationssystemen
und Dateninfrastrukturen auf Basis

etablierter Standards miteinander ver-
knüpft. Von der Planung über den
Bau und Betrieb bis zum Rückbau ist
so der gesamte Lebenszyklus von
Verkehrsinfrastrukturen digital ver-
fügbar. Geodäten liefern und organi-
sieren die benötigten Zustandsdaten
zu wesentlichen Teilen.

Moderne Telematik auf Basis von
Satellitennavigation gestattet es, die
Verkehrsinfrastruktur in Deutschland
bei zunehmender Verkehrsbelastung
gleichzeitig sowohl sicherer als auch
effizienter zu nutzen. Geodäten steu-
ern die digitalen Karten und die
Positionierungsverfahren bei.

Gewusst was – 
Bedarfe benennen und
 verlässlich bewerten

Die Planung und Modernisierung von
Verkehrsinfrastrukturen macht eine
zuverlässige Kenntnis des Bestands
erforderlich. Geodäten decken die
kom plette Spanne ab von der Auf -
nahme einzelner Brückenbauwerke
über die Befliegung von Verkehrs -
trassen bis zur digitalen Dokumen -
tation der vollständigen Topographie.

Aktuelle Daten zum Straßenzustand
geben wesentlichen Aufschluss über
die Qualität des Straßenbelags. Auf
dieser Basis können der Reparatur -
bedarf festgelegt und erforderliche
Modernisierungen geplant werden.
Geodäten erfassen diese Informatio -
nen kurzfristig und umfassend mittels
mobiler moderner Messmethoden. 

Gewusst wer –
Kompetenzen kennen und
effizient bündeln

Basis aller Maßnahmen zur Moderni -
sierung bestehender und zum Bau
neuer Verkehrswege ist die Kenntnis
der Eigentums- und Besitzverhältnisse
der jeweils betroffenen Grundstücke.
Kataster und Grundbuch liefern hier-
für die geometrischen Grundlagen
und sichern die Rechtsverhältnisse.
Geodäten bearbeiten die öffentlichen
Bücher.

Infrastrukturvorhaben setzen mehr
denn je eine hohe Akzeptanz voraus.

Deshalb sind umfassende Beteiligun -
gen vorzunehmen. Geodäten leisten
neben technischen Aufgaben eine
effiziente Prozesssteuerung, die Ak -
teure aus Politik, Verwaltung und
Bevölkerung ernsthaft beteiligt. Dies
erhöht die Transparenz und erleichtert
so die Akzeptanz von Entscheidun -
gen, insbesondere durch die Visuali -
sie rung von Planungsszenarien.

Gewusst wann –
Maßnahmen festlegen und
wirksam umsetzen

Um Maßnahmen rechtzeitig zu ergrei-
fen ist es erforderlich, kritische Zu -
stände von Verkehrsinfrastrukturen
sicher zu prognostizieren – bei Neu -
bau, Umbau, Instandsetzungen oder
im laufenden Betrieb. Geodäten über-
wachen kontinuierlich den geometri-
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schen Zustand von Verkehrsinfra -
strukturen mittels Monitoring- und
Alarmsystemen. Dies erlaubt gezielte
Reaktionen – auch um Katastrophen
abzuwenden.

Viele Brückenbauwerke haben ein
hohes Alter. Bei ihrem Bau waren sie
zum großen Teil kaum für die heuti-
gen Belastungen ausgelegt. Deshalb
muss das Tragverhalten bestimmt und
beurteilt werden. Zusammen mit bau-
technischen Untersuchungen ermög-
lichen geodätische Messungen valide
Prognosen über die zukünftige Nut -
zung oder Modernisierungser forder -
nisse.

Gewusst wie – 
Alternativen entwickeln
und sicher auswählen 

Verkehrsinfrastrukturen benötigen
Flächen. Eine zeitnahe, umweltver-
trägliche, wirtschaftliche und sozial-
verträgliche Flächenmobilisierung
unter Berücksichtigung eigentums-
rechtlicher Belange ist dafür entschei-
dend. Geodäten sichern die im
Grund gesetz verankerte Eigentums -
garantie bei enteignenden Eingriffen
durch fundierte und nachvollziehbare
Verkehrs- und Entschädigungswerte.

Verkehrsinfrastrukturen werden heute
durchgängig räumlich geplant. An sie
werden hohe funktionale Ansprüche
gestellt, damit sie sicher und effizient
genutzt werden können. Geodäten
übertragen die Bauwerke mit Hilfe
von Präzisionsverfahren geometrisch
exakt in die Örtlichkeit und sichern so
deren hochwertige übergreifende
Vernetzung.

Interessengemeinschaft
Geodäsie

Die „Interessengemeinschaft Geodä -
sie“ ist eine Allianz der Verbände
BDVI, DVW und VDV . In gemeinsa-
mer Verantwortung soll das Berufs -
feld der Geodäsie als Inge nieur -
disziplin zur Lösung wichtiger gesell-
schaftlicher Fragen zukunftsfähig ent-
wickelt werden. (IGG)
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ie ersten Praxiserfahrungen
im Umgang mit der Honorar -
ordnung für Architekten und

Ingenieure (HOAI 2013) standen im
Mittelpunkt der traditionellen AHO-
Herbsttagung, die am 13. November
2014 vor mehr als 150 Gästen im
Ludwig Erhard Haus in Berlin statt-
fand.

In seinem Grußwort skizzierte Dr.
Wolf gang Eckart aus dem Bundes -
minis  terium für Verkehr und digitale
Infra struktur die ambitionierten Pläne
der Bundesregierung zur Verbes -
serung der öffentlichen Infrastruktur,
die mit der Bereitstellung von zusätz-
lichen Haushaltsmitteln in Höhe von 5
Milliarden Euro für die laufende Legis -
laturperiode einhergehen. Die Mittel -
stands- beauftragte der SPD-Bunde -
stagsfraktion Sabine Poschmann,
MdB hob die Bedeutung der überwie-
gend freiberuflich tätigen Ingenieure
und Architekten als wesentlichen Be -
standteil des deutschen Mittelstan des
hervor und gab einen breiten Über -
blick über die beabsichtigten Pläne
zur Verbesserung der politischen
Rahmenbedingungen für mittelstän-
dische Unternehmen, wobei sie insbe-
sondere die Fachkräftesicherung her-
ausstellte. Dass dies ein zentrales The -
ma ist, zeigte auch die Präsentation
der Ergebnisse des gemeinsam von
AHO, VBI, BDB und Bundesingenieur -
kammer durchgeführten Umfrage
„Wirtschaftliche Lage der Ingenieure
und Architekten 2013“. Danach
sehen 41% der befragten Büros für
2015 einen größeren Personalbedarf
an Ingenieuren und Architekten.
Diese Stellen können jedoch vielfach
nicht mit entsprechend qualifizierten
Ingenieuren besetzt werden. 

Die Teilnehmer der hochkarätig be -
setzten Podiumsdiskussion unter der
Leitung des stellvertretenden AHO-

Vorstandsvorsitzenden Lutz Heese
diskutierten erste Erfahrungen im
Umgang mit den Neuregelungen der
HOAI 2013 in der Praxis. Zuvor hatte
Professor Stefan Leupertz (Richter am
BGH a.D.) in seinem Impulsvortrag
mit dem Titel „Die HOAI im Span -
nungsfeld zur vertraglichen Leis tungs -
pflicht der Architekten und Inge -
nieure“ viele interessante Denkan -
stöße gegeben. Breiten Raum nah-
men in der Diskussion die Themen
Planen im Bestand und der Umgang
mit den derzeit unverbindlichen Pla -
nungsleistungen der Örtlichen Bau -
über wachung bei Ingenieurbau wer -
ken und Verkehrsanlagen und der An -
lage 1 HOAI 2013 (Umweltverträg -
lich keitsstudie, Bauphysik, Geotech -
nik und Ingenieurvermessung) ein. Es
wurde deutlich, dass das Neben ein -
ander von verbindlich geregelten und
unverbindlichen Leistungen, die regel-
mäßig Bestandteil der Gesamt pla -
nung sind, zu erheblichen Praxispro -
blemen führt. Dementsprechend for-
dert der AHO-Vorstandsvorsitzende
Dr. Erich Rippert erneut, dass dieser
Bruch in der Systematik der HOAI
schnellstmöglich beseitigt werden
muss. 

Mit besonderer Freude konnte Dr.
Rippert schließlich vier neue Aus -
arbeitungen der AHO-Schriftenreihe
präsentieren. Es handelt sich um die
Hefte Planen und Bauen im Bestand
(Heft 1), Örtliche Bauüberwachung
bei Ingenieurbauwerken und Ver -
kehrs anlagen (Heft 2), Arbeitshilfen
zur Vereinbarung von Ingenieurver -
trägen für die Bearbeitung von Ge -
neralentwässerungsplänen (Heft 12)
und das Heft 18 zum Planungsbereich
Baufeldfreimachung/Rückbau, die ab
sofort unter www.aho.de/Schriften -
reihe bestellt werden können.

(AHO)

HOAI 2013 – 
Auf dem Weg in die Planungspraxis
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om 13. bis 14. November
2014 fand die diesjährige
ASIIN-Gremien- und Mitglie -

der tagung in Siegburg statt, an dem
der IfKom-Bundesvorsitzende Heinz
Leymann in seiner Funktion als Vize -
präsident des ZBI – Zentralverband
der Ingenieurverbände teilnahm. Das
diesjährige Thema lautete „Gute
Lehre und erfolgreiches Lernen auf
akademischem Niveau“. Eingeladen
waren Gremienmitglieder der ASIIN,
Vertreter aus den Mitgliedsorganisa -
tionen der ASIIN, Gutachter der ASIIN,
Vertreter der Berufspraxis und der
Hochschulen 

Die ASIIN-Gremien- und Mitglieder -
tagung 2014 wird im mehrjährigen
Wechsel mit der offenen ASIIN-
Jahrestagung durchgeführt. Sie dien-
te unter anderem dazu, den ASIIN-
Ehrenamtlichen und -Mitgliedern ein
Forum zum Austausch jenseits der
straffen Sitzungen und der Ablauf -
routinen der Akkreditierungsver fah -
ren zu bieten. Sie war gleichzeitig ein
Forum für direkte Gespräche zwi-
schen ausscheidenden und neu hin-
zukommenden Gremienmitgliedern
Dies ist vor dem Hintergrund des der-
zeitigen Umbruches in den Gremien
der ASIIN ein zentrales Anliegen. 

Ziel dieses zweitägigen Treffens war,
Impulse für die Arbeit in der ASIIN zu
sammeln sowie eine gemeinsame
Sicht über die einzelnen Gremien hin-
weg zu suchen. Dabei standen gute
Lehre und erfolgreiches Lernen auf
akademischem Niveau im Mittelpunkt
auf der diesjährigen Gremientagung
der ASIIN. 

In Vorträgen, Diskussionsrunden und
Workshops wurden die Fragen be -
handelt und Antworten ausgetauscht,
die wichtig für die Arbeit vor Ort an
den Hochschulen und für die Praxis
der Akkreditierung sind. Hierzu zähl-
ten beispielsweise: 

� Welche systemischen Rahmenbe -
dingungen braucht gute Lehre und
erfolgreiches Lernen? 

� Welche fachlichen Maßstäbe un -
terstützen sie? 

� Welche System-Lösungen haben
Hochschulen und welche Lösun -
gen haben einzelne Fächer in der
Praxis für ihre Herausforderungen
mit dem Ziel guter Lehre und erfol-
greichen Lernens gefunden? 

� Welchen Beitrag kann Akkreditie -
rung und Zertifizierung dazu leis -
ten? 

Nach der Begrüßung durch den
Geschäftsführer der ASIIN, Dr. Iring
Wasser, eröffnete Prof. Roger King
mit dem Thema „Managing quality in
higher education challenges and
options for university leaders” die
zweitägige Vortragsreihe. Prof. Roger
King ist Member of the UK Higher
Education Commission, former Vice
Chancellor of the University of Lin -
coln, visiting Professor at the Inter -
national Centre for Higher Education
Management (ICHEM), School of
Management at the University of Bath

Wann ist Lehre an der Hochschule
„gut“ und Lernen„ erfolgreich“? Die

Perspektive der Hochschulforschung
war Thema von Prof. Dr. Margret
Bülow-Schramm, Projektleitung USuS
(BMBF), Zentrum für Hochschul- und
Weiterbildung der Universität Ham -
burg, Mitglied der Akkreditierungs -
kommission für Studiengänge, ASIIN,
Vorsitzende der Gesellschaft für
Hochschulforschung. Zum gleichen
Thema referierte Bettina Jorzik,
Programmbereich „Lehre und akade-
mischer Nachwuchs“, Stifterverband
für die Deutsche Wissenschaft.

Zur Frage „Welche systemischen
Rahmenbedingungen brauchen gute
Lehre und erfolgreiches Lernen? Das
Reifegradmodell der ASIIN“ sprach
Prof. Dr.-Ing. Günter Hertel, Mitglied
der Akkreditierungskommission für
Qua l i tä t smanagementsys teme,
ASIIN.

Die Frage „Wie verhalten sich
„Fachlichkeit“ und „Beruflichkeit“ zu
guter Lehre und erfolgreichem
Lernen? war Thema von Dr. Regina
Görner, ehem. Vorstand IG Metall,
ehemalige Ministerin für Frauen,
Arbeit, Gesundheit und Soziales im
Saarland und Mitglied des Akkre -
ditierungsrates

Ingenieuraus- und Weiterbildung

Gute Lehre und erfolgreiches Lernen auf 
akademischem Niveau
Bericht von der ASIIN-Gremien- und Mitgliedertagung 2014
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Die Podiumsdiskussion „Gute Lehre
und erfolgreiches Lernen im Studium
für den Beruf- und was macht die
Akkreditierung? Wurde von Prof. Dr.-
Ing. Gaston Wolf, ehem. Züricher
Hochschule Winterthur und ehem.
Mitglied der Akkreditierungskom mis -
sion geleitet.

Der zweite Tag unter der Moderation
von Birgit Hanny, ASIIN-Geschäfts -
stelle, begann mit dem Vortrag von
Prof. Dr. Ralph Dreher, Universität
Siegen, Research Direktor der Inter -
nationalen Gesellschaft für Inge -
nieurspädagogik (IGIP) zum Thema
„Veränderungen des Ingenieurberufs
als Herausforderung für die akademi-
sche Lehre“.

Prof. Peter Goodhew, University of
Liverpool, Royal Academy of En -
gineering Education referierte zum
Thema “Engineering Education: How
can we do it better?“

Es folgten zum Thema „Konkrete
Lösungen für konkrete Herausforde -
rungen – Beispiele und Erfahrungen
von Mitgliedern und Mitstreitern der
ASIIN“ Podium-Interviews / „Talk-
Run den“. Teilnehmer waren:

� Prof. Dr. Walter Garen, Hochschule
Emden/Leer, ehem. Mitglied der
Akkreditierungskommission für
Studiengänge, ASIIN: Wenn Fach -
hochschule und Universität ge -
meinsam einen Studiengang be -
treiben – der Studiengang „Engi -
neering Physics“ ist (erfolgreich)
15 Jahre alt.

� Margrit Mooraj, M.A., Hoch schul -
rektorenkonferenz Projekt Nexus:
Diversität als Herausforderung für
die Lehre und beispielhafte Lö -
sungen

� PD Dr. Alois Palmetshofer, Univer -
sität Würzburg, Konferenz Bio -
logischer Fachbereiche, VBIO, Ak -
kreditierungskommission für Stu -
diengänge, ASIIN: Das neue inte-
grierte, internationale Würzburger
Biologie-Master Modell.

� Dr. Daniela Pscheida, Projektlei tung
„MOOC@TU9” Technische Univer -

sität Dresden: Der MOOC@TU9
„German Engineering“.

� Prof. Dr.-Ing. Eckart Kottkamp,
VDMA, Akkreditierungs kommis -
sion für Qualitätsmanagement -
systeme, ASIIN: Das „Maschinen -
haus“ als Beitrag des VDMA zur
guten Lehre an Hochschulen.

� Mit dem Thema: Der Blick auf das
ganze Bild: „Gute Lehre“ aus Sicht
eines Studiendekans – welches
Bild sieht der Akkreditierer? ende-
te die zweitägige Vortragsreden.
Referent war Prof. Dr.-Ing. Hans-
Joachim Bargstädt, Bauhaus Uni -
versität Weimar, Mitglied der
Akkreditierungskommission für
Studiengänge, ASIIN.

Die ASIIN e.V. wird getragen von zahl-
reichen Organisationen, denen die

Qualität der Hochschulbildung ein
zentrales Anliegen ist. Zu ihnen gehö-
ren Zusammenschlüsse von Uni ver -
sitäten und Fachhochschulen, Fach -
gesellschaften, berufsständische Or -
ganisationen, Unternehmens- und
Wirtschaftsverbände sowie Gewerk -
schaften. Seit dem Jahr 2000 hat die
ASIIN das Recht, neben dem eigenen
Qualitätssiegel auch das Akkreditie -
rungs siegel des deutschen Akkre -
ditierungsrates zu vergeben. Im Jahr
2008 folgten weitere Ausdehnungen
der Tätigkeiten mit dem Aufbau von
Gremien, Kriterien und Verfahren für
die Bewertung von QM-Systemen in
Studium und Lehre und die diesbe-
zügliche Zulassung durch den deut-
schen Akkreditierungsrat zur Vergabe
seines Systemsiegels.

(Leymann)

Bild © Prof. Dr. Erhard Bühler, Hochschule Emden/Leer



undesforschungsministerin
Johanna Wanka und Bundes -
umweltministerin Barbara

Hendricks haben am 18. November
eine Forschungsagenda vorgestellt,
die Wege in eine „Green Economy“
aufzeigt. Besondere Schwerpunkte
bilden die fünf Bereiche Produktion
und Ressourcen, Nachhaltigkeit und
Finanzdienstleistungen, nachhaltiger
Konsum, nachhaltige Energieversor -
gung und Energienutzung sowie
Arbeit und Qualifizierung. Für die
stra tegische Forschungsagenda stellt
das Bundesministerium für Bildung
und Forschung bis zum Jahr 2018 ins-
gesamt 350 Millionen Euro zur Ver -
fügung. 

Zur Eröffnung der internationalen
Green Economy-Konferenz in Berlin
sagte Forschungsministerin Wanka:
„Die Forschungsagenda bringt Wis -
senschaft und Wirtschaft zusammen,
um Lösungen für eine Wirtschaft zu
entwickeln, die umweltfreundlich und
gleichzeitig wettbewerbsfähig ist.
Dazu brauchen wir technologische
und gesellschaftliche Innova tionen,
die sich in die Praxis umsetzen lassen.
Mit einer Green Economy, die auf In -

no vation und Unternehmer geist auf-
baut, schaffen wir Zukunfts chan cen
und die Arbeitsplätze von morgen.“ 

Arbeitsplätze von morgen

Bundesumweltministerin Hendricks:
„Neue Produktionsprozesse führen
häufig auch zu veränderten Arbeits -
abläufen. Berufsbilder und Anforde -
rungsprofile verändern sich ebenso
wie die Anforderungen an Qualifika -
tionen und Kompetenzen. Hieraus er -
wachsen neue Herausforderungen
und Aufgaben für Bildung, Ausbil -
dung und das lebenslange Lernen.
Arbeit und Qualifizierung gehören
deshalb zu den zentralen Herausfor -
de rungen für die Wissenschaft und
die praktische Umsetzung auf dem
Weg zu einer ‘grünen Wirtschaft’.“ 

Deutsche Anbieter haben bei den
Umwelttechnologien weltweit eine
Spitzenposition, der Weltmarktanteil
liegt bei 14 Prozent. Das jährliche
Wachstum der Branche wird für die
nächsten Jahre auf gut sechs Prozent
geschätzt. Insgesamt arbeiten inzwi-
schen rund zwei Millionen Menschen
in Deutschland im Umweltbereich.

Diese Entwicklung geht vor allem auf
den starken Beschäftigungszuwachs
bei den erneuerbaren Energien, den
wachsenden Export deutscher Um -
welt technologien und die Zunahme
umweltorientierter Dienstleistungen
zurück. Diese Branchen sind zentrale
Pfeiler einer Green Economy, die ein
großes wirtschaftliches Potential ver-
spricht, das neues Wachstum und
neue Arbeitsplätze schafft. 

Die neue Forschungsagenda ist das
Ergebnis eines zweijährigen Prozes -
ses, an dem Vertreterinnen und Ver -
treter aus Politik, Wirtschaft und For -
schung sowie der Gewerkschaften
und Verbände beteiligt waren. Aus -
gangspunkt war die Frage, welche
Innovationen – technologisch und
gesellschaftlich – notwendig sind, um
den gesamtgesellschaftlichen Wandel
zur Green Economy voranzutreiben.
Das Forschungs- und das Umwelt -
ministerium haben mit der Green
Economy das zentrale Thema des
Umweltgipfels Rio+20 aufgegriffen.
Innovationen und Nachhaltigkeit ste-
hen im Mittelpunkt der neuen High -
tech-Strategie der Bundesregie rung. 

Die Inhalte der Forschungsagenda rei-
chen von der Nutzung von Biomasse
als Grundlage für neue Kunststoffe
über die Vernetzung der Energiever -
sorgungssysteme (Strom, Wärme,
Gas), dem Einsatz von CO2 für chemi-
sche Produkte, dem Recycling seltener
Rohstoffe bis hin zur Erforschung der
Wirkung neuer energieeffizienter
Technologien auf das Konsum ver -
halten. 

(BMUB)

Ingenieure in der Gesellschaft

Grüne Perspektiven für Wirtschaft, Arbeit und Umwelt
Wanka und Hendricks stellen Forschungsagenda für eine „Green Economy“ vor
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er Öffentliche Dienst ist kaum
noch konkurrenzfähig. In ei -
ni gen Bereichen haben Perso -

nalenge und Fachkräftemangel be -
reits dazu geführt, dass Aufgaben
zum Teil nicht mehr in der geforder-
ten Qualität wahrgenommen werden
können. Darauf hat ZBI-Präsident
Dipl.-Ing. Wilfried Grunau bereits
mehrfach hingewiesen: „Stellenein -
sparungen, ungünstige Karriere -
chancen und schlechtere Bezahlung
im Vergleich zur freien Wirtschaft sind
mit die wesentlichen Gründe dafür,
dass der Öffentliche Dienst kaum
noch attraktiv für junge Ingenieurin -
nen und Ingenieure ist.“ 

Hinzu kom me das Problem der demo-
grafischen Entwicklung. Deutlich
zunehmenden altersbedingten Ab -
gängen stehen immer weniger Be -
werberinnen und Bewerber gegen -
über.

Der Wettbewerb um die bestgeeigne-
ten Bewerberinnen und Bewerber hat
sich spürbar verschärft. Dies hatte un -
längst auch der Bundesrechnungs hof
in einem Gutachten bestätigt und ge -
fordert, dass sich die Bundesver -
waltung dieser Problematik stellen
müsse, um ihre Wettbewerbsfähigkeit
auch unter veränderten Rahmenbe -
dingungen zu erhalten. „Die Mitar -
bei terinnen und Mitarbeiter in den
Behörden sind die wichtigste Ressour -
ce des öffentlichen Dienstes. Sie
angesichts des zunehmenden Wett -
be werbs um Fachkräfte zu gewinnen,
ist eine der zentralen Herausforderun -
gen für den öffentlichen Dienst“,
heißt es in der Mitteilung des Bundes -
rechnungshofes.

Der Fachkräftemangel in Deutschland
trifft nicht nur private Unternehmen,
sondern auch den öffentlichen Sek tor:
170.000 Stellen seien unbesetzt,

warnte kürzlich auch der dbb Bundes -
vorsitzende Klaus Dauderstädt. Fach -
kräfte fehlten derzeit im gesamten öf -
fentlichen Dienst von Bund, Län dern
und Kommunen. Alleine bei Städ ten
und Gemeinden seien es 142.000, so
der dbb. In den kommenden zehn
Jah ren werden alleine aus Alters grün -
den mehr als eine Million der rund 4,6
Millionen Beschäftigten des öffent-
lichen Dienstes in Deutsch land in den
Ruhestand gehen – das sind 20 Pro -
zent. Laut einer dbb-Auf stellung kön -
ne beispiel sweise al lein die Bundes -
wehr 650 Posten für Inge nieure, Infor -
matiker und Techni ker nicht besetzen.

Der ZBI fordert von der Politik, zeitnah
entsprechende Maßnahmen zu er -
greifen, damit die öffentliche Verwal -
tung im Wettbewerb bestehen und
ihre staatlichen Aufgaben auch künf-
tig fachkompetent und qualitativ
hoch wertig wahrnehmen kann.

Fachkräftemangel im Öffentlichen Dienst
Viele Stellen unbesetzt

Ingenieure im Öffentlichen Dienst
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as Bundesbeamtengesetz
und weitere dienstrechtliche
Vorschriften sollen nach dem

Willen der Bundesregierung geändert
werden. Ein entsprechender Gesetz -
ent wurf der Bundesregierung (18/
3248) sieht unter anderem vor, die
Rechtsprechung des Europäischen
Gerichtshofes und des Bundesver -
waltungsgerichts zur Abgeltung von
Erholungsurlaub, der krankheitsbe-
dingt bis zur Beendigung des Beam -
ten verhältnisses nicht realisiert wurde,
gesetzlich nachzuvollziehen. 

Die Rich ter hatten der Vorlage zufolge
entschieden, dass Beamte einen An -
spruch auf eine solche Abgeltung
haben. Da die Abgeltung von Urlaub
derzeit im Bundesbeamtengesetz und
in der Erholungsurlaubsverordnung

nicht vorgesehen ist, sollen die ur -
laubsrechtlichen Regelungen entspre-
chend geändert werden. 

Bei einer der weiteren im Entwurf vor-
gesehenen Änderungen geht es laut
Regierung um eine Regelung im Bun -
desbeamtengesetz, die zur Vermei -
dung einer Versetzung in den Ruhe -
stand wegen Dienstunfähigkeit bis
Ende 2014 einen Laufbahnwechsel
ermöglicht, verbunden mit der Ver -
setzung in ein Amt mit geringerem
Endgrundgehalt. Diese Regelung ziele
insbesondere auf Polizeivollzugs be -
amte des Bundes, die wegen Polizei -
dienstunfähigkeit einen Laufbahn -
wechsel vollzogen haben. Sie ermög-
liche praktisch nur die Versetzung in
das nächstniedrigere Amt. Da für den
Wechsel solcher Polizeibeamter in den

nichttechnischen Verwaltungsdienst
„typischerweise ein Beförderungsamt
benötigt“ werde, steht dieses dann
für eine Beförderung „originärer“
Verwaltungsbeamter nicht mehr zur
Verfügung. Bleibe die derzeitige
Rechts lage unverändert, sei davon
auszugehen, dass polizeidienstunfähi-
ge, aber allgemein dienstfähige Be -
amte künftig mangels geeigneter
Planstellen in den Ruhestand versetzt
werden müssen. Entsprechend dem
Grundsatz „Rehabilitation vor Ver -
sorgung“ soll daher mit der Neu -
regelung ermöglicht werden, Beamte
„nach dem Erwerb der Befähigung
für eine neue Laufbahn in das
Eingangsamt dieser Laufbahn zu ver-
setzen“.

(Deutscher Bundestag)

Bundesbeamtengesetz
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n Deutschland und in Europa
wächst der Eisenbahnverkehr. Der
Schienenverkehr gewinnt immer

mehr an Marktanteilen hinzu und
noch nie fuhren so viele Menschen
mit der Bahn wie heutzutage. Der
Eisenbahnverkehr wächst sogar stär-
ker als der PKW-Verkehr. Und auch
beim Güter- und Warentransport ver-
lagert sich das Geschehen immer
mehr auf die Schiene. Die Umwelt -
bilanz des Schienenverkehrs stellt sich
gegenüber anderen Verkehrsmitteln
überaus positiv dar. Die Attraktivität
und Umweltverträglichkeit des spur-
geführten Verkehrs sorgen dafür, dass
sich für alle Beschäftigten in diesem
Bereich auch in Zukunft hervorragen-
de Perspektiven finden.

Der VDEI setzt sich deshalb – als Ihr
Berufsverband für alle im Spurge -
führten Schienenverkehr tätigen Inge -
nieure für folgende Belange ein: 

Für den spurgeführten
Verkehr

� Die Eisenbahn sehen wir als Herz -
stück der lokalen, nationalen und
weltweiten Weiterentwicklung von
Mobilität und Logistik. Hierzu wol-
len wir die Verkehrsnetzwerke für
die Zukunft weiter ausbauen, opti-
mieren und auf den neuesten
Stand der Technik im Sinne einer
umweltfreundlichen, ökologischen
und nachhaltigen Verkehrspolitik
bringen. 

Für eine Stärkung des
Verkehrsträgers Schiene
� Wir fordern eine angemessene

und kontinuierliche Finanzierung
des Verkehrsträgers Bahn.

� Wir gestalten eine intelligente,
systemübergreifende Verkehrs pla -
nung für eine optimal aufeinander
abgestimmte Verkehrs  infrastruk -
tur.

� Wir stehen durch unsere Arbeit
für die Stärkung der Schiene als
Rück grat einer energieeffizienten
und klimaverträglichen Verkehrs -
politik.

� Wir fördern die Harmonisierung
der technischen und betrieblichen
Spezifikationen des transeuropäi-
schen Eisenbahnsystems mit dem
Ziel eines einheitlichen europäi-
schen Eisenbahnraums.

Für die Wertschätzung der
Eisenbahningenieure

� Wir setzen uns für gute Arbeits -
bedingungen ein,  sei es am Ar -
beits platz, unterwegs oder auf
Baustellen, die dem hohen En -
gage ment der Ingenieure gerecht
werden.

� Wir fördern lebenslanges Lernen
und stehen wir für die Verein -
barkeit von Beruf und Familie.

� Wir fördern eine Branchenkultur,
die den Sachverstand von Eisen -
bahningenieuren – auch im Sinne
des Generationenvertrages – nutzt
und den system- und fächerüber-
greifenden Blick zulässt.

Für Ausbildung und Daseins -
vorsorge der Eisenbahn -
ingenieure

� Wir fördern Lernbereitschaft, Qua -
lita?tsbewusstsein und den Mut,
Bestehendes zu hinterfragen und
kontinuierlich zu verbessern

� Wir fördern Hochschulkooperatio -
nen 

� Wir fördern das Netzwerk aller
Eisenbahningenieure, insbesonde-
re der Nachwuchskräfte

� Wir fördern und unterstützen die
Einführung und Bekanntmachung
von Innovationen, neuen
Technologien und Methoden.

� In diesem Sinne fördern wir die
Zusammenarbeit auf nationaler
Ebene durch Zusammenarbeit mit
der Deutschen Verkehrswissen -
schaftlichen Gesellschaft (DVWG)
und dem Zentralverband der Inge -
nieurvereine (ZBI) auch auf europä-
ischer Ebene über den Dachver -
band der europäischen Eisenbahn -
ingenieure (UEEIV). Durch die Zer -
ti fizierung zum Europäischen Ei -
sen bahningenieur (EURAILING)
bieten sich damit dem so zusätz-
lich qualifizierten Eisenbahninge -
nieur neue Chancen und Perspek -
ti ven auf dem internationalen Ar -
beits markt. 

In diesem Sinne schaffen qualifizierte,
engagierte und wertgeschätzte Eisen -
bahningenieure die „Moderne Bahn“.

Der VDEI

Der VDEI ist seit über 60 Jahren der
Ingenieurverband im System Spurge -
führter Verkehr. Sein Ziel ist die Unter -
stützung und Förderung der techni-
schen, wirtschaftlichen und wissen-
schaftlichen Entwicklung des Systems
Spurgeführter Verkehr. Der VDEI e.V.
vertritt die Interessen der für das
System Bahn tätigen Ingenieure in
Deutschland, die bei den Bahnen,
Bahnbehörden, der Bahnindustrie,
der Bahnbauindustrie, in Forschung
und Entwicklung sowie Consulting -
büros arbeiten. Davon sind annä-
hernd 5.000 im VDEI organisiert. Der
VDEI setzt sich für die Stärkung des
Spurgeführten Verkehrs ein und trägt
durch gezielte Aus- und Weiter -
bildung zum lebenslangen Erhalt der
beruflichen Fähigkeiten und Fertigkei -
ten seiner Mitglieder bei. 

(VDEI)

Aus den Mitgliedsverbänden

Für eine „Moderne Bahn“
Resolution des Verbandes Deutscher Eisenbahningenieure e.V. (VDEI)
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ie EU liegt hinsichtlich ihrer
Beschäftigungs- und Tech -
nologieziele noch nicht auf

Kurs. Die Leitinitiativen der EU-2020-
Strategie „Digitale Agenda für
Europa“ und „Agenda für neue
Kompetenzen und Beschäftigungs -
möglichkeiten“ müssen modernisiert
werden. Die Verbände DFK – Die Füh -
rungskräfte und IfKom – Ingenieure
für Kommunikation fordern, die EU-
Strategie in diesen Punkten an die
digitale Entwicklung anzupassen.

Modernisierung der Arbeitswelt

Auf Veränderungen der Arbeitswelt
durch die Digitalisierung (Industrie
4.0, Cloud- und Crowd-Worker,
Liquid Organisations, Smart Factories,
Internet der Dinge etc.) werden
weder auf nationaler noch auf euro-
päischer Ebene konkrete Antworten
gegeben. Gerade die Belange der
Beschäftigten werden sich grundle-
gend verändern, und zwar in allen
Hierarchiestufen. In diesem Themen -
bereich entscheidet sich, ob Europa in
der Welt wettbewerbsfähig bleiben
wird oder nicht.

Modernisierung der Aus- und
Weiterbildung

Nach einer Studie von Oxford-
Wissenschaftlern könnten 47 Prozent
aller Arbeitsplätze in den USA in den
nächsten ein bis zwei Jahrzehnten
trotz digitalem Wachstum bedroht
sein. Aus dem technologischen Wan -
del erwachsen neuartige Anforde -
rungen an die Aus- und Weiterbil -
dung. Bisher benötigte Fähigkeiten
verlieren an Bedeutung; andere
gewinnen dafür stark. Europa muss

sich deshalb viel stärker um die digita-
le Bildung bemühen.

Modernisierung der ITK-
Produktion

Informations- und Kommunikations -
technik sind auch aus Sicht der EU für
sich genommen wichtige Wachstums-
und Produktivitätshebel für die ge -
samte Wirtschaft. Die Produktivitäts -
lücke zwischen der EU und den USA
ist zu einem großen Teil durch niedri-
ge Investitionen sowie geringen
Einsatz von IKT zu erklären. Auch die
durchschnittliche Datengeschwindig -
keit im europäischen Mobilfunk ist
nach wie vor lediglich halb so hoch
wie in den USA.

In der neuen, datengestützten Wirt -
schaft sind europäische Unternehmen
in der Wertschöpfungskette so gut
wie nicht vorhanden. Die EU ist in die-
sem Bereich dabei, den Anschluss zu
verlieren – mit negativen Folgen für
die gesamte Wirtschaft. Bislang hat
die EU-Kommission an dieser wichti-
gen Weiche der Wettbewerbs fähig -
keit noch nicht gegengesteuert.

Modernisierung der Infrastruktur

Bis 2020 wird das Potenzial der
Informations- und Kommunikations -
tech no logie zentraler Treiber von
Wachstum, Innovation und Beschäfti -
gung sein. Eine Hochgeschwindig -
keits-Breitband-Infrastruktur ist mit-
entscheidend für die Zukunftsfähig -
keit des Standortes Europa und seiner
Wettbewerbsfähigkeit. Dazu ist ein
Maßnahmenpaket aus ausgewogener
europäischer Regulierung, genügend
Investitionsanreizen und einer geziel-
ten Förderung bzw. Beteiligung durch
die europäischen Staaten erforderlich.
Idealerweise mit Glasfaser, über -
gangs weise auch mit einem optimier-
ten Technologiemix aus Glasfaseran -
bindungen, DSL-Anschlüssen und
Funk lösungen wird das Ziel einer flä-

chendeckenden Breitbandversorgung
in Europa in angemessener Zeit zu
erreichen sein. Eine Breitbandgrund -
versorgung für jeden europäischen
Haushalt ist durch die Europäische
Politik sicherzustellen.

Modernisierung der Digitalen
Grundrechte

Die Weiterentwicklung des „Völker -
rechts des Netzes“ blieb bisher ohne
Erfolg. Erforderlich ist eine zügige
europäische Vereinbarung. Die Per -
sön lichkeitsrechte müssen auch in der
digitalen Welt gelten. Auf europäi-
scher Ebene ist eine IT-Sicherheits-
Roadmap auf den Weg zu bringen.
Der Datenschutz muss auf euro -
päischer Ebene auf hohem Ni veau
einheitlich geregelt sein. Unter neh -
men müssen sich in den Ländern, in
denen sie auf dem Markt aktiv sind,
an die jeweiligen Daten schutzregeln
halten.

Ein offenes, freies und sicheres, glo-
bales Internet als Raum der Mei -
nungsvielfalt, Teilhabe, Innovation
und als Motor für Wirtschafts wachs -
tum und Arbeit braucht Regeln auch
auf europäischer Ebene. Hierzu ge -
hört eine europäische Regelung zur
Sicherstellung der Netzneutralität.
Aus nahmen vom Prinzip der diskrimi-
nierungsfreien Übertragung von Da -
ten paketen müssen demokratisch le -
gitimiert und transparent gestaltet
sein und bedürfen der Überprüfung
durch eine neutrale nationale oder
europäische Instanz.

Die digitale Revolution vollzieht sich
schneller, als es viele Akteure in Politik
und Wirtschaft wahrhaben wollen.
Die überarbeitete EU-2020-Strategie
muss hierauf in allen Belangen ausge-
richtet sein und im Sinne der Wett -
bewerbsfähigkeit Europas und seiner
Bürger schnell und entschlossen um -
gesetzt werden.

(IfKom)

Digital-Strategie der Europäischen Union modernisieren
Verbände fordern ein Nachjustieren bei der Wachstumsstrategie EU 2020
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WSV-Reform
Die Wasserstraßen- und Schifffahrts -
verwaltung (WSV) soll zukunftsfest
gestaltet werden. Einen entsprechen-
den Antrag der Koalitionsfraktionen
CDU/CSU und SPD (18/3041) nahm
der Ausschuss für Verkehr und digita-
le Infrastruktur am 12. November mit
großer Mehrheit an. Bei Enthaltung
der Linksfraktion lehnte lediglich die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ihn
ab. Um dieses Ziel zu erreichen, soll
die Bundesregierung im Rahmen ver-
fügbarer Haushaltsmittel durch ent-
sprechenden Ausbau sowie die Nut -
zung verkehrstechnischer Möglich kei -
ten die Erreichbarkeit der deutschen
See- und Binnenhäfen optimieren.
Weiter soll die geplante Einrichtung
von 18 neuen Wasserstraßen- und
Schifffahrtsämtern mit dem Ziel der
regionalen Entscheidungskom peten -
zen gemeinsam mit den Beschäftigten
zügig umgesetzt werden. 

Zur Deckung des Fachkräftebedarfs
sollen Aus-, Fort- und Weiterbildungs -
möglichkeiten sowie die gesetzlichen
und tariflichen Regelungen genutzt
werden, fordern die Abgeordneten
wei ter. Schließlich soll die Bundes re -
gierung die zuständigen Fachaus -
schüsse jährlich über den Fortschritt
und weitere Maßnahmen bei der
Umsetzung der WSV-Reform infor-
mieren, heißt es in dem Koalitions -
antrag. Dagegen lehnte der Aus -
schuss den Antrag der Grünen „Re -
form der Wasser- und Schifffahrts -
verwaltung konsequent fortsetzen“
(18/1341) ab. Dafür stimmten nur die
Antragsteller, alle übrigen Fraktionen
votierten dagegen. Die Abgeordneten
forderten darin die Bundesregierung
unter anderem auf, das angekündigte
Zuständigkeitsanpassungsgesetz zur
Reform der WSV dem Deutschen

Bundestag bis Dezember 2014 zur
Beschlussfassung vorzulegen und die
Generaldirektion Wasserstraßen und
Schifffahrt in Bonn in den bisherigen
Außenstellen in Aurich, Hannover,
Kiel, Magdeburg, Mainz, Würzburg
und Münster zusammenzuführen.

(Bundestag)

Bundesversammlung
Die Ingenieure für Kommunikation
(IfKom) fordern, inländische und eu -
ro päische Unternehmen durch eine
ge eignete Gesetzgebung deutlich zu
stärken. Durch die gezielte und wirk-
same Förderung von Start-ups und
der bestehenden Unternehmen muss
die Kommunikationsindustrie in
Deutsch land über alle Bereiche wieder
wettbewerbsfähiger werden. Dies
hilft der Wirtschaft und hat positive
Auswirkungen für alle Bürger. 

So lautet eine zentrale Forderung der
Ingenieure für Kommunikation, die
der Bundesvorsitzende Heinz Ley -
mann in seiner Rede an die Dele -
gierten und Gäste am 13. September
in Berlin formulierte. Darüber hinaus
sei der flächendeckende Breitband -
ausbau die wichtigste Voraussetzung,
damit Bürger und Unternehmen an
der Entwicklung der digitalen Gesell -
schaft teilhaben können.

Auf dem Weg in die digitale Zukunft
liegen jedoch noch einige Herausfor -
de  rungen. Die IfKom wollen
mit ihrer Expertise und ihrer
Erfahrung ihren Teil zur Ge -
staltung dieser digitalen Zu -
kunft beitragen! Mit ihrem
Posi tions papier zum flächen-
deckenden Breitbandausbau
sowie zu den The men Netz -
neutralität, IT-Sicherheit, Da -
tenschutz und Ingenieuraus -
bildung stellen die IfKom die

Weichen für die verbandspolitische
Arbeit der nächs ten Jahre. 

Die Parlamentarische Staatssekretärin
Brigitte Zypries bedankte sich aus-
drücklich bei den IfKom für ihr gesell-
schaftspolitisches Engagement. Die -
ses Engagement würdigte auch der
Vorstand der Deutschen Telekom AG,
Dr. Thomas Kremer, in seiner Laudatio
an den alten und neuen Bundesvor -
sitzenden Heinz Leymann, der auf
dieser Bundesversammlung die Gol -
dene Ehrennadel als Anerkennung für
sein herausragendes ehrenamtliches
Engagement erhielt. Dank seines un -
ermüdlichen Einsatzes sei es gelun-
gen, die IfKom und ihre fachliche Ex -
pertise in Politik und Öffentlichkeit
bekannt zu machen und durch fun-
dierte sachliche Stellungnahmen zur
Versachlichung der Diskussion um
netzpolitische Themen beizutragen.

Neben Heinz Leymann wurden Franz-
Josef Müller als stellvertretender Bun -
desvorsitzender, Andreas Hofert als
Bundesschatzmeister sowie Norbert
Eckenweber, Reinhard Genderka und
Peter Stöberl als weitere Mitglieder
des Bundesvorstands gewählt. Vor
dem neuen Bundesvorstand liegen
angesichts der rasanten Entwicklung
der Digitaltechnik große Heraus forde -
rungen. 

In seiner Rede forderte der Bundes -
vorsitzende alle Funktionsträger und
Mitglieder auf, sich verstärkt in die
gesellschaftspolitische Diskussion um
digitale Themen einzubringen. Es sei
nicht zielführend, nur auf die Politik
zu warten, es müssten eigene Gestal -
tungsvorschläge eingebracht werden,
die den Bürgern und der Gesellschaft
in Deutschland den höchstmöglichen
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Nutzen an der digitalen Zukunft ver-
schaffen. In diesem Sinne werden die
IfKom weiterhin den konstruktiv-kriti-
schen Dialog mit Politik, Wirtschaft,
Verbänden und Öffentlichkeit suchen.

(IfKom)

Neuer Vorsitzender
Der LAI hatte am 10. Oktober zur 50.
Mitgliederversammlung nach Isern ha -
gen geladen und sehr viele Mit glieder
waren der Einladung gefolgt. Gruß -
wor te kamen von Hans Joachim
Harms, Direktor der Landwirt schafts -
kammer Niedersachsen und von Wil -
fried Grunau, Präsident des ZBI. Den
Festvortrag hielt der Niedersächsische
Minister für Ernährung, Landwirt -
schaft und Verbraucherschutz, Chris -
tian Me yer, der in seinem vielbeachte-
ten Vor trag „Wege zu einer sanften
Agrar wirtschaft“ auf die aktuelle Lan -
des politik einging und nach seinem
Vor trag auch für eine lebhafte und
intensive Diskussion zur Verfügung
stand. 

Die Produktion von gesunden und
hochwertigen Nahrungsmitteln sei
nicht mehr das alleinige Ziel der
Landwirtschaft in Niedersachsen,
sagte der Minister. Landwirte und
Landwirtinnen seien eingebunden in
eine Vielzahl von gesamtgesellschaft-
lichen Herausforderungen, wie den
Klimaschutz, den Tierschutz, die Ver -
besserung der Biodiversität sowie den
Erhalt des ländlichen Raums. Als
Beispiele für die Umsetzung der sanf-
ten Agrarwende in Niedersachsen
ging Meyer auf folgende Themen ein:

� Zur Verbesserung der Wasser qua -
lität wird der Einsatz von organi-
schen Düngemitteln stärker kon-
trolliert und auf ein vertretbares
Maß begrenzt.

� Zur Erhaltung der Luftqualität wer-
den große Stallgebäude mit Ab -
luftfiltern ausgestattet.

� Zur Erhöhung der Artenvielfalt in
der Feldflur werden Fördermittel
für die Landwirtschaft an ökologi-
sche Bewirtschaftsauflagen ge -
bun den (Greening und Agrar um -
weltmaßnahmen).

� Die Förderung für den ökologi-
schen Landbau wird verbessert.

Die neuen Aufgabenfelder für die
Landwirtschaft bedürften gezielter
Steuerungs- und Unterstützungs -
maß nahmen, damit sie wirtschaftlich
im Wettbewerb mit anderen Be -
trieben in Deutschland und der Welt
bestehen könnten, sagte Meyer. Des -
halb würden landwirtschaftliche Be -
triebe aus Mitteln des Europäischen
Landwirt schafts fonds für die Ent -
wicklung des ländlichen Raums
gezielt unterstützt, beispielsweise
durch Agrarumwelt maßnahmen, Be -
ratungen oder Inves titionen in den
Tier- oder Klimaschutz.

Im Vorfeld der Festveranstaltung wur -
de die turnusmäßige Mitgliederver -
samm lung des LAI Niedersachsen
durchgeführt, auf der auch ein neuer
Vorsitzender gewählt wurde: Juhl
Jörgensen trat die Nachfolge von
Werner Bathge an, der der Verband
viele Jahr sehr erfolgreich geführt
hatte und nach Eintritt in den Ruhe -
stand nun nicht mehr zur Wahl ange-
treten war.

Geodäten!
Vernetzen!
Deutschland!
Vertreter der Interessengemeinschaft
Geodäsie (IGG) diskutierten mit dem
Ausschuss für Verkehr und Digitale
Infrastruktur des Deutschen Bundes -
tages am Rande der INTERGEO Berlin
2014 über die Kernkompetenzen zur
Modernisierung der Verkehrsinfra -
struktur. Im Rahmen eines parlamen-
tarischen Frühstücks stellten die Prä -
sidenten Michael Zurhorst (BDVI),
Karl-Friedrich Thöne (DVW) und
Wilfried Grunau (VDV und ZBI) den
Abgeordneten das Positionspapier der
IGG „Geodäten! Vernetzen! Deutsch -
land!“ vor. Es bestand bei allen Ge -
sprächspartnern Einvernehmen dar -
über, dass leistungsstarke Infra struk -
turen ein herausragender Standort -
vorteil für eine wettbewerbsfähige
Volkswirtschaft und eine wesentliche
Grundlage für Wohlstand und Wirt -
schaftswachstum in Deutschland sind.
Um vorhandene Infrastrukturen wie
die Verkehrsinfrastruktur zu erneuern
und auszubauen seien deshalb ge -
meinsame Anstrengungen von Politik,
Verwaltung, Wirtschaft und Wissen -
schaft erforderlich, so die einhellige
Meinung der Abgeordneten.

Die Parlamentarier zeigten sich beein-
druckt über das Lösungsangebot der
Geodäsie und baten die IGG, auch
weiterhin den intensiven Kontakt mit
der Politik zu suchen und ihre
Fachkompetenz bei der weiteren
Gestaltung der Infrastrukturpolitik
einfließen zu lassen. Eine Fortsetzung
des Dialogs wurde vereinbart.

Die „Interessengemeinschaft Geo -
däsie“ ist eine Allianz der Verbände
BDVI, DVW und VDV mit dem Ziel,
gemeinschaftlich gegenüber Gesell -
schaft und Politik aufzutreten. Damit
soll die hohe gesellschaftliche und

Der Nds. Agrarminister Christian Meyer
sprach beim LAI. Foto: Erich Delfs
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wirtschaftliche Bedeutung geodäti-
scher Expertise von Vermessung über
Geoinformation und Wertermittlung
bis Landmanagement in den öffent-
lichen Fokus gerückt werden. In
gemeinsamer Verantwortung soll das
Berufsfeld der Geodäsie als Inge -
nieurdisziplin zur Lösung wichtiger
gesellschaftlicher Fragen zukunftsfä-
hig entwickelt werden.

Neues Präsidium
Am 18. und 19. Oktober hat der VDEI
in Frankfurt seinen 40. Bundes -
kongress veranstaltet. Alle Funktions -
träger des Verbandes und die
Delegierten der Bezirke kamen an die-
sem Wochenende in Frankfurt am
Main zusammen, um über Anträge zu

entscheiden, Satzungsänderungen zu
beschließen sowie Ehrungen vorzu-
nehmen. 

Den Höhepunkt des Kongresses
 bildete die Wahl des neuen VDEI
Präsi diums, das den Verband für die
kommenden vier Jahre lenken wird.
Zum neuen Präsidenten wurde Dr.-
Ing. Thomas Mainka gewählt.
Mainka war zuletzt Geschäftsführer
bei Hering Industrie und Gleisbau
GmbH und arbeitet jetzt als freiberuf-
licher Be rater. Für seine neue Position
als Präsident des VDEI hat sich
Mainka unter anderem zum Ziel
gesetzt, den Ausbau und die Ver -
mittlung von Fach wissen zu intensi-
vieren, um damit den Verband für

junge Mit glieder interessanter zu
gestalten. 

Der bisherige Vizepräsident Joachim
Warlitz wurde für eine weitere Wahl -
periode gewählt. Zweiter Vizepräs -
ident ist Manfred Kehr. Martin Schön -
beck übernimmt das Amt des Bundes -
schriftführers. Zum Bundesschatz -
meister wählten die Delegierten To -
bias Barthel neu ins Präsidium. Die
vier Fachbereichssprecher wurden
erneut für eine weitere Amtszeit ge -
wählt: Joachim Jacobs (Fachbereich
Bahnsystem), Andreas Henschel
(Fach bereich Fahrzeuge), Reiner Alt -
mann (Fachbereich Infrastruktur),
Waldemar Henschel (Fachbereich
Technische Ausrüstung).

Foto: IG Geodäsie/Robert Lehmann
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Der ZBI wünscht allen Leserinnen und Lesern 
ein frohes Weihnachtsfest und ein gesundes neues Jahr
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